
Verzicht auf Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Da nach der Rechtssprechung immer dann, wenn Einkaufsbedingungen des Kunden mit Lieferbedingungen des 

Zulieferers kollidieren, widersprechende Geschäftsbedingungen mit der Folge vorliegen, dass keines der 

Bedingungswerke Vertragsbestandteil von Lieferverträgen werden, sondern vielmehr auf die gesetzlichen 

Bestimmungen, insbesondere das dispositive Recht des BGB und des HGB zurückgegriffen werden muss, unterbreiten 

wir Ihnen den folgenden Vorschlag: 

Sie verzichten auf die Stellung Ihrer Einkaufsbedingungen und wir verzichten auf die Stellung unserer 

Lieferbedingungen. Die Rechte und Pflichten der Vertragspartner ergeben sich vielmehr aus den gesetzlichen 

Bestimmungen. 

Wir bitten Sie ferner, den nachfolgend wiedergegebenen verlängerten und erweiterten Eigentumsvorbehalt zu 

unseren Gunsten anzuerkennen, da dieser einer gesonderten Vereinbarung bedarf. Bitte senden Sie uns innerhalb der 

nächsten zwei Wochen den rechtsverbindlich unterzeichneten Eigentumsvorbehalt zurück. 

Wir weisen dabei darauf hin, dass innerhalb der deutschen Industrie auch auf Abnehmerseite Konsens darüber 

besteht, dass der erweiterte und verlängerte Eigentumsvorbehalt von Zulieferern anzuerkennen ist. 

Eigentumsvorbehalt 

1. Alle gelieferten Waren bleiben unser Eigentum (Vorbehaltsware) bis zur Erfüllung sämtlicher Forderungen, 

insbesondere auch derjenigen Saldoforderungen, die uns im Rahmen der Geschäftsbeziehungen zustehen. Dies 

gilt auch für künftige und bedingte Forderungen, z.B. aus Umkehrwechseln. 

2. Be- und Verarbeitung der Vorbehaltsware erfolgen für uns als Hersteller im Sinne von § 950 BGB, ohne uns zu 

verpflichten. Die be- und verarbeitete Ware gilt als Vorbehaltsware im Sinne der Ziff. 1. 

3. Bei Verarbeitung, Verbindung und Vermischung der Vorbehaltswaren mit anderen Waren durch den Käufer steht 

uns das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware zum 

Rechnungswert der anderen Ware zu. Erlischt unser Eigentum durch Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung, 

so überträgt der Käufer uns bereits jetzt die ihm zustehenden Eigentums- bzw. Anwartschaftsrechte an dem neuen 

Bestand oder der Sache im Umfang des Rechnungswertes der Vorbehaltsware, im Falle der Verarbeitung im 

Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware zum Rechnungswert der anderen verwendeten Waren, und 

verwahrt sie unentgeltlich für uns. Unsere Miteigentumsrechte gelten als Vorbehaltsware im Sinne der Ziff. 1. 

4.  Der Käufer darf die Vorbehaltsware nur im gewöhnlichen Geschäftsverkehr zu seinen normalen 

Geschäftsbedingungen und solange er nicht in Verzug ist, weiterveräußern, vorausgesetzt, dass er mit seinem 

Abnehmer einen Eigentumsvorbehalt vereinbart und dass die Forderungen aus der Weiterveräußerung gem. Ziff. 

5 und Ziff. 6 auf uns übergehen. Zu anderen Verfügungen über die Vorbehaltsware ist er nicht berechtigt. Als 

Weiterveräußerung gilt auch die Verwendung der Vorbehaltsware zur Erfüllung von Werk- und 

Werklieferungsverträgen. 

5. Die Forderungen des Käufers aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware werden bereits jetzt an uns 

abgetreten. Sie dienen im selben Umfang zur Sicherung wie die Vorbehaltsware im Sinne der Ziff. 1. 

6. Wird die Vorbehaltsware vom Käufer zusammen mit anderen Waren weiterveräußert, so wird uns die Forderung 

aus der Weiterveräußerung im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware zum Rechnungswert der 

anderen Waren abgetreten. Bei der Weiterveräußerung von Waren, an denen wir unseren Miteigentumsanteil 

gem. Ziff. 3 haben, wird uns ein unserem Miteigentumsanteil entsprechender Teil der Forderungen abgetreten. 

7. Der Käufer ist berechtigt, Forderungen aus der Weiterveräußerung einzuziehen. Auf unser Verlangen ist er 

verpflichtet, seine Abnehmer sofort von der Abtretung an uns zu unterrichten – sofern wir das nicht selbst tun – 

und uns die zur Einziehung erforderlichen Auskünfte und Unterlagen zu geben. 

8. Zur Abtretung der Forderungen ist der Käufer in keinem Fall befugt; dies gilt auch für Factoringgeschäfte, die dem 

Käufer auch nicht aufgrund unserer Einziehungsermächtigung gestattet sind. 

9. Von einer Pfändung oder anderen Beeinträchtigungen durch Dritte muss uns der Käufer unverzüglich 

benachrichtigen. 

10. Übersteigt der Wert der bestehenden Sicherheiten die gesicherten Forderungen insgesamt um mehr als 20%, so 

sind wir auf Verlangen des Käufers insoweit zur Freigabe von Sicherheiten nach unserer Wahl verpflichtet. 


